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I
In diesem Artikel lege ich das Gewicht meiner Ausführungen besonders auf den 
Untertitel. Ich werde also tatsächlich von Erfahrungen berichten, die ich in den 
letzten Monaten, Jahren oder gar Jahrzehnten bei der Erarbeitung, bei der 
Durchsetzung und -  immerhin auch schon seit einiger Zeit -  bei der Einführung 
der Neuregelung der deutschen Rechtschreibung machen konnte bzw. machen 
musste.

Zu den theoretischen Grundfragen gibt es mittlerweile eine Fülle von 
Äußerungen, die sich leicht nachlesen und nach-denken lassen. Ich erinnere nur 
an die Beiträge von Nerius, etwa zu Normiertheit und Veränderung in der deut-
schen Orthographie (Nerius 1989), oder an Kohrts Überlegungen zu den 
orthographischen Normen in der demokratischen Gesellschaft (Kohrt 1997) 
oder an Mentrups Ausführungen zu Sprache, Schreibbrauch, Schreibnorm, 
amtlicher Norm (Mentrup 1999). Zu Recht verweist Kohrt darauf, dass wir seit 
den Arbeiten von Schlaefer (1980, 1981), Hering (1990) und Stanze (1994a, 
1994b) und der Veröffentlichung der Protokolle der Konferenzen von 1876 und 
1901 sowie den materialreichen Darstellungen von Jansen-Tang (1986) und 
Strunk (1998) über ein reiches orthographiegeschichtliches Material verfügen.

Es ist geradezu verblüffend zu sehen, dass sich in den letzten 20 Jahren 
bis in Details hinein wiederholt hat, was sich vor mehr als 100 Jahren abspielte, 
so dass man in Schlaefers Berichten über die Jahre zwischen 1800 und 1901
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nahezu nur Namen und Daten austauschen müsste, um ihn als einen Bericht 
über die jüngsten Vorgänge um die allgemein und übertriebenermaßen als 
»Rechtschreibreform« bezeichnete Neuregelung der deutschen Orthographie 
lesen zu können. Vielleicht ist das aber nicht so überraschend, wenn man 
bedenkt, dass damals wie heute die Ängste der schreibenden Bevölkerung, der 
Affront vieler Schriftsteller, auch das Unverständnis einiger Linguisten, die 
Vorbehalte mancher Politiker und sogar die juristischen Streitigkeiten, die 
letztlich bis zum Bundesverfassungsgericht führten, auf gleichen oder ähnlichen 
Voraussetzungen beruhen.

Man verwechselte damals wie heute Schreibung und Sprache, Usus und 
Norm und war sich nicht im Klaren über das Verhältnis von »externer« und »in-
terner« Norm (um die Termini Kohrts zu verwenden) (Kohrt 1985), das heißt 
über das Verhältnis von explizit formulierten orthographischen Regeln einerseits 
und andererseits dem, was der Einzelne daraus macht, um normgerecht schrei-
ben zu können, der Schreibkompetenz also. Hinzu kommt, dass zwar quasi 
jedermann -  spätestens dann, wenn man es ihr oder ihm an Beispielen 
verdeutlicht -  einsieht, dass in allen Bereichen der Sprache, von der Syntax bis 
zum Wortschatz und von der Grammatik bis zum Stil eine ständige 
Fortentwicklung stattfindet, ja dass auch das Schriftbild und die Schrift selbst 
immerfort Wandlungen unterworfen waren, dass aber auch dann noch hart-
näckig die Meinung aufrechterhalten wird, in der Rechtschreibung sei nur das 
richtig, was man in der Schule gelernt habe. Dieses Beharrungsvermögen -  um 
es positiv zu benennen -  ist geradezu grandios und wohl nur psychologisch zu 
erklären.

Je starrer die Regeln sind, deren Befolgung man zu erlernen hat und je un-
nachsichtiger sie einem eingebläut werden, desto inniger fühlt man sich an sie 
gebunden. Hieß es einst mit Goethe »Erwirb es, um es zu besitzen!«., so wird 
daraus -  ganz folgerichtig -  »Halte fest am schwer Erworbenen!«. Und das 
zumal, wenn jahre- oder jahrzehntelange Schreibpraxis endlich zu einer einiger-
maßen vorzeigbaren orthographischen Sicherheit und gleichzeitig dazu geführt 
hat, dass man sich um die eigentlichen Regeln nicht mehr sonderlich kümmern 
muss. Noch vor anderen Ärgernissen (wie Rechthaberei und Profilierungssucht, 
journalistische Sensationsmache und geistige Bequemlichkeit, Missgunst und 
Bildungsdünkel) habe ich nach meinen Erfahrungen der letzten Jahre die 
G e w o h n h e i t  als das wohl schwerwiegendste Hindernis auf dem Wege zu 
einer Neuregelung der deutschen Rechtschreibung, die sowohl linguistisch 
begründet als auch politisch vertretbar sein sollte, kennen gelernt. Dabei 
übersehe ich keineswegs, dass dieses Beharrungsvermögen ja in der Tat ein
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höchst notwendiger Aspekt von Schreibung ist. Schreibung bedarf -  wie die 
Sprache überhaupt -  einer dynamischen Stabilität. Sie muss einerseits so stabil 
sein, dass sie die -  im Falle der Schreibung schriftliche -  Kommunikation über 
lange Zeiträume hinweg ermöglicht, auf dass wir auch ohne spezielle 
Ausbildung noch lesen können, was 50, 100 oder 200 Jahre vor uns ge-
schrieben worden ist.

Die Schreibung muss zugleich aber so dynamisch sein, dass sie jederzeit 
allen Kommunikationsbedürfnissen gerecht zu werden vermag, und jeder weiß, 
dass wir -  auch ohne Neuregelung -  heute schon in vielfacher Hinsicht anders 
schreiben als vor 100 oder gar 200 Jahren. Gegenüber der Sprache selbst, der 
diese dynamische Stabilität seit jeher in hohem Maße zu Eigen ist, wirkt für die 
Schreibung ihre Normiertheit, ja Kodifikation erschwerend, auch wenn sie aus 
anderen Gründen wieder unentbehrlich ist. Sie hebt die Dynamik scheinbar auf, 
unterstreicht die Stabilität, was freilich nur für eine begrenzte Zeit sinnvoll ist, 
nicht auf Dauer Bestand haben kann und schließlich dazu führt, dass eine so 
gesetzte Norm, in Teilen wenigstens, neu kodifiziert werden muss. Nicht nur, 
aber auch auf dem Hintergrund dieses misslichen, doch unumgänglichen 
Wechselspiels, das einen trefflichen Kampfplatz schafft für konservative wie 
progressive Gesinnungen aller Art, ist die lange Geschichte des Streits um eine 
Neufassung der deutschen Rechtschreibregeln zu sehen.

Noch immer -  und dank der großzügigen Übergangsregelung noch bis 
zum Sommer des Jahres 2005 -  dürfen wir nach den amtlichen Regeln 
schreiben, die 1901 auf einer Zusammenkunft von Beamten, der so genannten //. 
Orthographischen Konferenz in Berlin verabschiedet wurden und per Erlass 
ein Jahr später in Kraft getreten sind. Regeln also, die bewusst »gemacht« 
worden sind, um den Schreibgebrauch in den Schulen und in den Amtsstuben 
zu vereinheitlichen. Nachdem bis dahin noch zahlreiche unterschiedliche 
Schreibweisen in den amtlichen Schulorthographien galten, so dass einzelne 
Wörter in Preußen anders als in Sachsen und hier wiederum anders als in 
Bayern, Württemberg oder gar Österreich geschrieben werden mussten, lag das 
Hauptgewicht der Konferenz von 1901 auf Vereinheitlichung. Eben in der 
weitestgehenden Beseitigung dieser Differenzen ist die historische Bedeutung 
der Beratungen von 1901 zu sehen, während das Anliegen, auch für Einfachheit 
der Rechtschreibung zu sorgen, hintanstehen musste. Konrad Duden, Proto-
kollant der Konferenz von 1901 und wenn schon nicht ihr theoretischer Kopf, 
so doch ihr geschicktester und nachhaltigster Propagandist, mahnte denn auch 
sehr bald und dringlich, man möge dieses zweite Ziel nicht aus den Augen 
verlieren. »Indem ich von ‘einem Fortschritt' spreche, deute ich schon an, daß 
nach Meinung derer, die an dem Zustandekommen der neuen einheitlichen
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Rechtschreibung mitgearbeitet haben, jetzt keineswegs für alle Zeiten ein 
Stillstand eintreten soll. Nur ein Zwischenziel ist erreicht worden«, schreibt er 
im Vorwort zur siebenten Auflage seines »Orthographischen Wörterbuchs« von 
1902, nachdem er den Erfolg gebührend gewürdigt hat, dass »wirklich und 
wahrhaftig eine einheitliche Rechtschreibung für das ganze Deutsche Reich« 
geschaffen wurde, und verweist auf das »fernere Ziel« einer gründlicheren 
Reform (Duden 1902, S. III ff.).

Konrad Dudens Ruf verhallte durchaus nicht ungehört. Wenngleich aber 
seither mehr als hundert Reformvorschläge bekannt geworden sind (darunter 
mehr oder weniger gut ausgearbeitete und neben recht extrem angelegten auch 
so seriöse wie die »Stuttgarter Empfehlungen« von 1954 oder die »Wiesbadener 
Empfehlungen« von 1959; man vergleiche dazu die umfangreiche Arbeit von 
Strunk in der verdienstvollen Reihe »Documenta Orthographica«, die beim 
Olms-Verlag erscheint), so war doch in all diesen Jahrzehnten keiner durch-
greifenden, systematischen Neuregelung Erfolg beschieden. Immerhin zeigt sich 
ein allmähliches Abrücken von der Forderung nach lautgetreuen Schreibungen, 
und neben dem anhaltenden Streit um die Substantivkleinschreibung, der über 
Jahre dominierte, kommen auch andere orthographische Fragen ins Spiel.

Als dann Mitte der siebziger Jahre Forschungsgruppen sowohl in der 
DDR als auch in der Bundesrepublik Deutschland und bald auch in Österreich 
und in der Schweiz darangehen, die Frage einer Neuregelung der deutschen 
Rechtschreibung erneut und in staatlichem Auftrag in Angriff zu nehmen, 
schließen diese Überlegungen, die sich auf zum Teil umfangreiches empirisches 
Material stützen, von vornherein alle Bereiche der Orthographie ein. Zudem 
setzte sich bei diesen Beratungen die Erkenntnis durch, dass -  bei allem Streben 
nach wissenschaftlicher Fundierung -  eine Neuregelung der Rechtschreibung 
nicht allein linguistischen Überlegungen folgen kann, nicht allein vom 
linguistischen Schreibtisch aus zu machen ist. Anders als bei früheren 
Vorschlägen werden daher die bislang noch nie in solcher Breite und in solcher 
Gründlichkeit erarbeiteten Vorstellungen immer auch unter pragmatischem 
Gesichtspunkt, unter dem Blickwinkel der Akzeptanz, der praktischen Durch- 
setzbarkeit gesehen, und für alle Bereiche wird bereits früh ein Spektrum von 
möglichen Lösungswegen erarbeitet, um die gesamte Breite zwischen einem 
traditionellen Herangehen einerseits und einem radikalen Anspruch andererseits 
auszuleuchten (vgl. Linguistische Studien 1981).

Charakteristisch für die Vorschläge des Internationalen Arbeitskreises für 
Orthographie, der sich im Verlaufe der Jahre aus den Arbeitsgruppen der vier 
deutschsprachigen Staaten herausbildete, ist die Betonung des gemäßigten 
Elements, das heißt die Ablehnung radikaler Lösungen zu Gunsten behutsamer
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Änderungen. Damit strebt die Neuregelung Erleichterungen für den Schreiber 
ohne Erschwernisse für den Leser an und fühlt sich prinzipiell der Schreib-
tradition verpflichtet. Vielleicht ist es gerade diesem Bekenntnis zu einem 
dornenreichen, weil den Ausgleich nach allen Seiten suchenden und damit auch 
Anfeindungen von allen Seiten ausgesetzten Weg zu verdanken, dass es 
überhaupt zu einer Neuregelung, das heißt zu einer Umsetzung der Vorschläge 
gekommen ist. Eine entsprechende Vereinbarung wurde am 1. Juli 1996 von den 
deutschsprachigen Staaten und weiteren interessierten Ländern in Wien 
unterzeichnet.

Mit Rosen bestreut war weder der Weg bis zu dieser sicher ent-
scheidenden Übereinkunft auf staatlicher Ebene noch das weitere Voran-
schreiten hin zur praktischen Umsetzung der Neuregelung. Beide Etappen 
hatten ihre Besonderheiten, brachten Höhepunkte und Tiefschläge und 
strapazierten das Selbstverständnis der mit der Ausarbeitung, mehrfachen Über-
und Umarbeitung und schließlich auch Verteidigung und Verbreitung sowie 
beratenden Begleitung der Umsetzung befassten Sprachwissenschaftler in nicht 
eben geringem Maße.

Wenn daher hier von den Grenzen die Rede sein soll, die dem Streben 
nach einer -  und das wollen wir voraussetzen: vernünftigen -  Normgebung 
(das heißt in unserem Falle vor allem Regelerfassung und Regelformulierung) 
gesetzt sind, dann muss man an dreierlei denken:

Erstens an die Einschränkungen, die sich aus der Sache selbst ergeben; 
zweitens an die zahlreichen Kompromisse auf dem Weg zur Übereinkunft in 
Wien 1996 und drittens an vielleicht sich ergebende Anpassungen, die aus der 
Umsetzung in die tägliche Schreibpraxis, nicht zuletzt die der Presse, erwachsen 
können.

II

Der erste Komplex betrifft also die Tatsache, dass sich das »wirkliche Leben« 
nur unvollkommen, nur behelfsmäßig in Schubladen verstauen lässt, dass wir der 
Regeln, die ja auch nichts anderes als solche Schubkästen sind, zwar zum 
Zwecke des Ordnens und Darstellens, zum Lehren und Lernen bedürfen, dass 
wir es aber immer wieder -  und wir mögen’s anfangen, wie wir auch wollen -  
mit Ausnahmefällen und Grenzerscheinungen zu tun haben, die die Wirkung der 
Grundregeln mindern und Lehrern wie Schülern das Leben schwer machen. 
Nicht zuletzt musste es ein Ziel der Neuregelung sein, die überkommene 
Schreibregelung und Schreibpraxis auf eine Weise neu zu fassen, die durch ein 
höheres Maß an Systematik Widersprüchlichkeiten möglichst vermeidet und die
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Zahl der Ausnahmen so weit wie möglich einschränkt. Dabei sind einseitige 
Lösungen, so praktisch sie auf den ersten Blick auch scheinen mögen, schon 
aus zwei Gründen ausgeschlossen: Der eine ist die Schreibtradition. Davon war 
bereits die Rede. Der andere ergibt sich daraus, dass Schreibende und Lesende 
unterschiedliche, ja oft einander entgegengesetzte Anforderungen an die 
Schreibung stellen. Während der Schreiber an einer möglichst lauttreuen 
Niederschrift interessiert ist (etwa einer einheitlichen Schreibung eu für den 
Diphthong), weiß der Leser, dem es auf rasche Informationsentnahme ankommt, 
unterschiedliche Schreibungen zu schätzen, man vergleiche das Heute, die 
Häute; Beule, Boiler; Boy usw. statt das Heute, *die Heute, Beule, *Beuler, 
*Beu usw. (Natürlich gibt es auch hier ein paar berühmte Ausnahmen, etwa die 
»unmotivierten« Schreibungen Säule, sich räuspern oder sich sträuben, die zu 
»bereinigen«, das heißt der Systematik anzupassen, wohl als zu grober Eingriff 
in das Althergebrachte empfunden worden wäre.)

Überhaupt ist es im konkreten Falle nicht immer leicht zu entscheiden, 
was von der Mehrheit der Sprachteilnehmer als Ausnahme und damit als störend 
empfunden oder aber als normal, als selbstverständlich und also als Norm 
angesehen wird. So gibt es -  um nur ein Beispiel zu nennen -  einige wenige 
Schreibänderungen, die bewirken, dass es keine Abweichung von der 
Stammschreibung mehr gibt, innerhalb einer Wortfamilie der Wortstamm stets 
regelgerecht geschrieben wird: überschwänglich etwa jetzt mit dem 
Umlautbuchstaben ä wegen Überschwang und nicht mehr wie bisher mit e 
(überschwenglich) oder Stuckateur nun auch mit ck wie bisher schon Stuck 
und nicht mehr mit kk (Stukkateur). Andererseits sind der Vereinheitlichung 
Grenzen gesetzt, sobald keine Wortfamilienzugehörigkeit im engeren Sinne 
mehr empfunden wird. So mag man behände mit der Assoziation von »rasch 
von der Hand gehen« gerade noch zu Hand stellen und schnäuzen analog zu 
großschnäuzig noch mit Schnauze in Verbindung bringen (alte Schreibungen 
behende und schneuzen), doch geht es nicht mehr an, etwa die Verbindung von 
Quäntchen zu lat. quintus oder von Meer zu lat. mare grafisch zu ver-
deutlichen. Im Falle von Quäntchen (und noch drei oder vier weiteren Fällen) ist 
der genau umgekehrte Weg gegangen worden, indem in der Schreibung der 
Tatsache Rechnung getragen wird, dass man heute allgemein eine Zuge-
hörigkeit zu einer anderen Wortfamilie herstellt und Quäntchen als »kleines 
Quantum« interpretiert. Lassen wir es bei diesen Beispielen aus dem Bereich der 
Laut-Buchstaben-Zuordnung bewenden. Analoges ließe sich mühelos auch für 
die Getrennt- und Zusammenschreibung, für die Groß- und Kleinschreibung 
oder für die Worttrennung beibringen.
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Nicht gerade einfacher werden derartige Grenzfälle im System dadurch, 
dass unterschiedliche linguistische Grundauffassungen bei Entscheidungen 
auch jeweils zu anderen Lösungen führen können. So gibt es, um beim obigen 
Sachverhalt zu bleiben, natürlich auch Kollegen, die das synchronische Moment 
nicht so hoch ansetzen (um es vorsichtig zu sagen) und demzufolge nur einen 
etymologischen Ansatz gelten lassen wollen. Wir haben außerdem die 
Erfahrung gemacht, dass bei vielen sprachlich interessierten Laien etymo-
logische Fragen im Vordergrund stehen und eine synchronische Sprach- 
betrachtung, die ja ein gewisses Maß an Aufgeschlossenheit gegenüber 
gegenwärtig sich vollziehenden Entwicklungen voraussetzt, wenig entfaltet ist. 
Ich habe in diesem Zusammenhang einmal von »linguistischer Halbbildung« 
gesprochen und mir natürlich den Unwillen derer eingehandelt, die sich damit 
getroffen fühlten.

Was die Diskussion um mögliche, zum Teil diskrepante Grundpositionen, 
unterschiedliche Lösungswege und auch vor allem Einzelbeispiele angeht -  so 
etwa im Hinblick auf die Getrennt- und Zusammenschreibung, für die zwei 
unterschiedliche Konzepte entwickelt worden waren -  verweise ich Sie vor 
allem auf drei Publikationen. Zum Ersten auf den Band der Reihe Germa-
nistische Linguistik, der den Titel trägt »Zur Neuregelung der deutschen 
Orthographie. Begründung und Kritik« (Augst/Blüml/Nerius/Sitta 1997), zum 
Zweiten auf den Sammelband »Die Rechtschreibreform: Pro und Kontra« 
(Eroms/Munske 1997) und zum Dritten auf die im Klett-Verlag erschienene 
Broschüre »Rechtschreibreform: Eine Antwort an die Kritiker« (Augst/ 
Schaeder 1997).

III

Sprechen wir nun von jenen Faktoren, die die Entscheidungsfindung sozusagen 
von außen her beeinflusst haben, Grenzen der (neuen) Norm also, die nicht im 
Linguistischen selbst liegen und die man -  etwas pauschal und im weiteren 
Sinne -  als »politisch« bezeichnen könnte. Ungeachtet der Tatsache, dass -  wie 
schon gesagt -  bereits bei der linguistischen Erarbeitung der ersten Vorschläge 
für diese jetzt gültig gewordene Neuregelung der deutschen Rechtschreibung 
in stärkerem Maße als je zuvor Überlegungen im Hinblick auf Akzeptanz und 
Durchsetzbarkeit eine Rolle gespielt haben, mussten besonders in den Jahren 
vor der Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung in Wien 1996, als mehr 
und mehr auch politische Instanzen einbezogen wurden und der Öffentlichkeit 
immer stärkere Bedeutung zukam, stets aufs neue Einwände diskutiert und zum 
Teil auch berücksichtigt werden, was mitunter recht deutlich zu Lasten der
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angestrebten Systemhaftigkeit und damit auch der Vereinfachung der Schrei-
bung ging. Gelegentlich ist daher den linguistischen Akteuren, die sich immer 
stärker solch sprachpolitischen Auseinandersetzungen ausgesetzt sahen, auch 
vorgeworfen worden, sich zum Spielball politischer Interessen machen zu 
lassen; und im Verlaufe der Jahre hat auch der eine oder andere ehemalige 
Mitstreiter verärgert ob dieses »Hineinregierens« und zugleich zermürbt durch 
das oft unfeine öffentliche Hickhack das Handtuch geworfen.

Dennoch: Da der Weg der Kompromisse schon früh als der einzig gang-
bare zu erkennen war und im weiter fortgeschrittenen Verlauf der Bemühungen 
immer deutlicher wurde, dass ein erneutes Scheitern auch dieses Ansatzes alle 
Chancen, die deutsche Rechtschreibung weiterzuentwickeln, auf unbestimmte 
Zeit zunichte gemacht hätte, boten sich keine Alternativen.

Es ist müßig, darüber zu streiten, ob sich der eine oder andere 
Kompromiss, der eine oder andere Abstrich vom angestrebten Ziel und vielleicht 
auch manche kraftzehrende Diskussion durch eine gezielte, durchaus nicht nur 
an die breite Öffentlichkeit, sondern auch und vielleicht in erster Linie an 
Journalisten, Juristen und Politiker gerichtete und vor allem rechtzeitige Auf-
klärung hätte vermeiden lassen. Unter den gegebenen Umständen war das 
offensichtlich nicht möglich, und es hat sich gezeigt, dass es sowohl die Fülle 
wissenschaftlicher und populärwissenschaftlicher Publikationen der letzten 
zwei Jahrzehnte als auch eine in vielen Millionen Exemplaren verbreitete 
sachliche und allgemeinverständliche Überblicksdarstellung (Heller 1994/1998) 
sowie andere aufklärende Veröffentlichungen (etwa Mentrup 1993, Beuschel- 
Menze/Menze 1996, Ebner/Fussy 1996, Gallmann/Sitta 1996, Heller 1996, 
Nerius 1996, Eversberg/Pätzold 1997, Kranz 1998) schwer hatten, mit leicht-
fertigen Fehlinformationen durch reißerische Zeitungsartikel oder bewusster 
Panikmache einer Reihe von unbelehrbaren Reformgegnern fertig zu werden. 
Auch hier wieder sind die Parallelen zu den Geschehnissen im vorigen 
Jahrhundert eklatant.

Bleiben wir noch einen Moment bei der Presse. Der Schaden, den sie 
angerichtet hat, ist schwer messbar. Auch wenn eine allgemeine Medienschelte 
nicht am Platze ist, so muss doch festgestellt werden, dass positive Beispiele 
lange Zeit eher selten waren. (Einen brauchbaren Überblick kann man sich im 
regelmäßig erscheinenden »Presse-Echo« des Instituts für Deutsche Sprache 
sowie bei Zabel 1989 und 1996 verschaffen.) Erst in letzter Zeit hat man den 
Eindruck, dass -  angesichts der zum 1. August 1999 bevorstehenden Umstel-
lung aller deutschsprachigen Nachrichtenagenturen und damit wohl auch des 
größten Teils der Presseerzeugnisse und der damit verbundenen praktischen 
Auseinandersetzung mit den Inhalten der Neuregelung -  allgemein ein
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sachlicherer Ton einkehrt und die Kritik, wenn überhaupt, nicht mehr so 
vollmundig klingt. Da war zum Beispiel -  um nur aus einem einzigen Artikel 
einer unserer angesehenen Zeitungen zu zitieren, die Rede von der »Sprache 
als Versuchsobjekt«, von der »gewaltsamen Reform«, die »in Wahrheit eine 
blutige Revolution« sei, ein »in linguistischer Konspiration geplanter 
Umsturz«, ein »Amoklauf« von »gnadenlos hinrichtenden Sprachver- 
besserern«. Nachdem in einer dpa-Meldung von einer mehrjährigen »Erpro-
bungszeit« anstelle von »Übergangszeit« die Rede war, erreichten uns ein Jahr 
lang besorgte Anrufe. Im November 1995 musste das Institut für Deutsche 
Sprache eine Presseerklärung herausgeben, die die ausschließliche Absicht 
verfolgte, Punkt für Punkt grobe Falschmeldungen richtig zu stellen. Lassen wir 
dahingestellt, ob solche journalistischen Fehlleistungen tatsächlich nur der 
alltäglichen Hektik dieses Berufs zu schulden sind. Aber sonderbar ist es schon, 
wenn etwa ein bekannter und mit der Materie seit langem befasster Zeitungs-
schreiber seinen Lesern unter anderem mitteilt, dass man nach den neuen Regeln 
nunmehr Mülleimer auch zwischen den beiden / (Mül-leimer) und Missstand 
vor t (Misss-tand) trennen könne. Ist es dann noch verwunderlich, wenn 
ausgerechnet seine Zeitung erklärt, sie wolle auch weiterhin an der alten 
Schreibung festhalten?

Mit Beispielen dieser Art könnte man noch lange fortfahren. Im Zusam-
menhang mit unserem Thema genügt es aber festzustellen, dass die Medien als 
»dritte Macht« im Lande auch auf solche Art durchaus Politik machen können. 
Das lässt sich auch ablesen an den Äußerungen mancher Bundestagsab-
geordneter (wo man es zum Beispiel nicht dulden wollte, dass der Schifffahrt 
das dritte -  vor Einführung der Neuregelung ohnehin nicht vorhandene -  /  
genommen wird!) und in der einen oder anderen Urteilsbegründung, wenn es 
vor Gericht gegen die vorgezogene Umsetzung der Neuregelung in der Schule 
ging und sich die Richter auf Pressemeldungen anstelle seriöser Dokumente 
stützten.

Unser Gegenstand verleitet dazu, negative Beispiele aneinander zu reihen. 
Daher muss -  um keinen falschen Eindruck entstehen zu lassen -  auch einmal 
ausdrücklich das langwährende Zusammenspiel der linguistischen Arbeits-
gruppen bzw. des Internationalen Arbeitskreises für Orthographie mit den 
Fachbeamten erwähnt werden, das stets von dem beiderseitigen Bemühen um 
optimale Lösungen getragen war. Das gilt auch und besonders für die drei 
»Wiener Gespräche« von 1986, 1990 und 1994, bei denen Fachbeamte sowohl 
der deutschsprachigen Staaten als auch weiterer interessierter Länder (u.a.
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Frankreich, Italien, Belgien, Ungarn, Rumänien) die Vorschläge des Inter-
nationalen Arbeitskreises für Orthographie diskutierten und bewerteten und 
nach einer Reihe von Änderungen schließlich zu einer Übereinkunft kamen. 
Auch in der Redaktionsgruppe, die beauftragt war, im Frühjahr 1995 die 
Endfassung des neuen Regelwerks herzustellen, haben Linguisten und 
Fachbeamte gemeinsam gearbeitet.

Nun wäre unser Blick auf die engen Grenzen der so sorgfältig ausge-
arbeiteten neuen Norm höchst unvollständig, würden wir nicht noch zwei 
besonders eklatante Beispiel dafür anführen, dass nicht alle Blutenträume 
reiften. Das erste betrifft die Kleinschreibung der Substantive. Sie wurde vom 
Internationalen Arbeitskreis nahezu einstimmig befürwortet, da ein Großteil 
orthographischer Schwierigkeiten mit der Frage der Substantivierung bzw. 
Desubstantivierung verbunden ist. Es war -  nach zahlreichen Debatten im 
internen Kreis wie in der Öffentlichkeit (zuletzt noch auf der öffentlichen 
Anhörung, zu der das Bundesministerium des Innern und die Kultus-
ministerkonferenz der Länder im Mai 1993 nahezu 50 Verbände und Organi-
sationen eingeladen und um Stellungnahmen gebeten hatte) -  eine politische 
Entscheidung, diesen Vorschlag der Rechtschreibexperten nicht weiter zu 
verfolgen. In ähnlicher Weise kam es im August 1995 nach einem Interview des 
Spiegels mit Bayerns Kultusminister Zehetmair, in dem dieser Einwände vor 
allem in Bezug auf die assimilierte Schreibung einer Hand voll Fremdwörter 
vorbrachte, zu Korrekturen durch eine eigens dazu berufene Amtschefs-
konferenz, was schon deshalb Aufsehen erregte, weil zu diesem Zeitpunkt auf 
der Grundlage der Einigung von Wien bereits eine große Anzahl von 
Informationsmaterial vorlag, das nun nochmals geändert werden musste. Inter-
essant ist, dass als Begründung für die nachträgliche Zurücknahme einiger 
assimilierter Fremdwortschreibungen angeführt wurde, man dürfe in einem sich 
vereinigenden Europa keine nationalen Extrawürste braten, während die 
Substantivkleinschreibung hauptsächlich mit dem Argument verbunden war, die 
Großschreibung der Substantive sei so typisch deutsch, dass man sie sich nicht 
nehmen lassen könne. Hier folgen die politischen Entscheidungen also -  
entgegen allen linguistischen Begründungen -  emotionalen Einstellungen, wie 
sie nicht zuletzt gerade in der Presse immer wieder artikuliert wurden.

IV
Mit der Unterzeichnung der »Gemeinsamen Absichtserklärung zur Neu-
regelung der deutschen Rechtschreibung (Wiener Absichtserklärung)« am 1. 
Juli 1996 in Wien -  abgedruckt u.a. in der ersten Veröffentlichung des amtlichen
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Regeltextes im Gunter-Narr-Verlag (Tübingen 1996), in der »Sprachreport«- 
Extraausgabe (Heller 1994/1998) ab der Ausgabe vom Januar 1997 und in 
Zabel 1996, S. 369ff. -  schien zunächst ein Durchbruch erzielt. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte kurz zuvor noch die Klage eines Jura-Professors 
abgelehnt, der sich auf eine Verletzung des Grundrechts auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit berufen wollte. Die Atempause war aber nicht von langer Dauer. 
Mit der vom bayrischen Lehrer Denk inszenierten »Frankfurter Erklärung« 
gegen die Rechtschreibreform (FAZ vom 1.10.1996), einer Petition, die -  auch 
hier wieder die Parallele zu früheren Vorgängen -  eine Reihe namhafter 
Schriftsteller Unterzeichnete, begann eine erneute heftige Auseinandersetzung, 
die sowohl die Inhalte der Neuregelung betraf (gipfelnd bei Ickler 1997), als 
auch auf politischer Ebene (Initiative einer Gruppe von Parlamentariern) und 
nicht zuletzt im Gerichtssaal geführt wurde.

Wenngleich in den meisten der etwa dreißig Gerichtsverfahren Eltern 
dagegen klagten, dass ihre Kinder nun die neue Schreibung erlernen müssen, 
was ihrer Ansicht nach sowohl einen Eingriff in deren Persönlichkeitsrechte als 
auch in das Erziehungsrecht der Eltern bedeute, ging es im Eigentlichen doch 
um die Frage, ob der Staat überhaupt das Recht habe, neue Rechtschreibregeln 
zu erlassen. Zwar fielen die Urteile in ihrer Mehrzahl zu Gunsten der 
Neuregelung aus, doch musste schließlich die oberste juristische Instanz, das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, darüber urteilen, ob die Einführung der 
neuen Rechtschreibung auf dem Erlasswege durch die Kultus- und Innen-
minister verfassungskonform war oder ob es nicht doch einer gesetzlichen 
Grundlage bedurft hätte. Das Urteil erging -  nach einer öffentlichen Anhörung 
im Mai, bei der sowohl Kläger als auch zahlreiche Verbände, Institutionen und 
Interessenvertretungen zu Wort kamen -  am 14. Juli 1998. Einstimmig kamen 
die Richter zu dem Schluss, dass der Staat »von Verfassungs wegen nicht 
gehindert [ist], Regelungen über die richtige Schreibung der deutschen 
Sprache für den Unterricht in den Schulen zu treffen«, dass es dazu keiner 
gesetzlichen Grundlage bedarf und Grundrechte von Eltern und Schülern durch 
diese Neuregelung nicht verletzt werden (Leitsätze zum Urteil des Ersten 
Senats vom 14. Juli 1998/1 BvR 1640/97).

Ungeachtet der somit geschaffenen Rechtsklarheit, die vor allem im 
Hinblick auf den Termin der offiziellen, das heißt verpflichtenden Einführung 
der neuen Schreibung in den Schulen, den 1. August 1998, von Bedeutung war, 
setzen Gegner der Neuregelung ihre Aktionen bis heute fort. Als Erfolg konnten 
sie den Volksentscheid in Schleswig-Holstein verbuchen, wo an den Schulen 
zurzeit -  nach zwei Jahren Unterricht nach den neuen Regeln -  wieder bis auf 
weiteres die alte Rechtschreibung gelehrt (und die neue toleriert) wird.
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Auf politischer Ebene haben die Wogen der Erregung sich inzwischen 
weitgehend gelegt. Neben der FPÖ in Österreich hatte auch die F.D.P. den 
Kampf gegen die neuen Schreibungen zu ihrem Anliegen erklärt. Der Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts, der Regierungswechsel in Deutschland im 
Herbst 1998 und die Macht des Faktischen ließen das Thema »Rechtschreib-
reform« jedoch weniger wichtig werden. Sieht man von Schleswig-Holstein ab, 
so wird derzeit im gesamten deutschen Sprachraum nach den neuen Regeln 
unterrichtet, die Schulbücher sind nahezu vollständig umgestellt und für die 
Landesbehörden -  und ab 1. August 1999 auch für die Bundesbehörden -  ist 
die neue Schreibung verbindlich. Zu eben diesem Zeitpunkt werden auch alle 
deutschsprachigen Nachrichtenagenturen die Neuregelung »weitestgehend und 
in einem Schritt« (Beschluss vom 16. Dezember 1998) umsetzen und der 
überaus größte Teil der Presseorgane wird sofort mitgehen.

Was bleibt, ist eine Reihe inhaltlicher Fragen, die man durchaus auch 
weiterhin im Auge behalten muss. Die mit der Neuregelung ins Leben gerufene 
Zwischenstaatliche Kommission für deutsche Rechtschreibung, in die von den 
Regierungen ihrer Länder jeweils drei österreichische und Schweizer und sechs 
deutsche Orthographieexperten berufen wurden, hat sowohl die Aufgabe, die 
Umsetzung der Neuregelung beratend zu begleiten und auftretende Zweifels-
fälle zu klären als auch -  auf längere Sicht -  die Sprachentwicklung zu beob-
achten, gegebenenfalls Rückschlüsse auf die künftige Gestaltung der Recht-
schreibregeln zu ziehen und den staatlichen Stellen entsprechende Vorschläge 
zu unterbreiten. Sie kann dafür die reichhaltigen Belegsammlungen des Instituts 
für Deutsche Sprache nutzen, die elektronisch aufbereitet vorliegen, und 
erstattet ihren Auftraggebern regelmäßig Bericht. Sie hat damit die Möglichkeit, 
darüber zu wachen, dass die Rechtschreibung ungeachtet ihrer relativ strengen 
Kodifizierung von der allgemeinen Entwicklung der Sprache nicht ausge-
schlossen wird, Veränderungen also auch weiterhin stattfinden können. Dazu 
gehört unter anderem die Pflege von Variantenschreibungen, auch wenn 
Varianten für den Schreiber in mancherlei Hinsicht Erschwernisse mit sich 
bringen. Varianten sind aber nicht nur nötig, wenn es gilt, eine neue Schreibung 
allmählich einzuführen und dem Schreiber eine Zeit der Umgewöhnung zu 
gewähren. Sie sind, und zwar auf Dauer, dort unentbehrlich, wo sie sich 
vernünftig begründen lassen und für den Schreiber herleitbar sind. Hier würde 
das Geltenlassen nur einer Schreibweise immer auch eine Bevormundung des 
sprachbewussten Schreibers bedeuten.

Auch ungeachtet aller technischen Zwänge, die wir oft zu sehen 
glauben, dürfen wir nicht dahin kommen, begründete Schreibvarianten aufzu-
geben. Deshalb sind Hausorthographien zwar möglich und sicher in vielen
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Fällen sinnvoll, jedoch in zu weit getriebener Konsequenz unsinnig und -  was 
zum Beispiel die unabdingbare »Einarbeitung« entlehnten Wortguts in die 
eigene Sprache betrifft -  entwicklungshemmend, sofern nur die konservativen 
Varianten gewählt werden. Hausorthographien sollten sich darauf beschränken 
die Schreibung wesentlicher, für das jeweilige »Haus« zentraler Begriffe zu 
regulieren. Im Sinne der Corporate Identity ist das völlig ausreichend. Im 
Übrigen sollten gerade unsere unerhört gesteigerten technischen Möglich-
keiten nicht zur Verarmung führen. Variantenschreibungen dem Benutzer 
wenigstens anzuzeigen dürfte künftig von jedem Computer-programm zu 
erwarten sein.

Allerdings hat die Kommission andererseits ebenso darauf zu achten, dass 
bei aller Differenzierungsfähigkeit auch der geschriebenen Sprache Ausnahmen 
möglichst beschränkt bleiben oder sogar noch weiter zurückgedrängt werden, 
damit Schreiben nicht komplizierter, sondern eher einfacher, das heißt leichter 
lehrbar und leichter erlernbar und damit möglichst optimal nutzbar wird.

So sehr wir der Freiheit nicht nur in der Sprache, sondern auch in der 
Schreibung bedürfen, so notwendig sind hier zugleich gesetzte Grenzen. Sie 
richtig, das heißt nach Möglichkeit in Einklang sowohl mit sprachlichen 
Gegebenheiten als auch mit praktischen Erfordernissen festzulegen ist Aufgabe 
derer, die ein Regelwerk zu entwickeln hatten und es fortschreiben werden. Sie 
kennen die engen Grenzen der weit gedachten Norm und wissen um die Last 
der Freiheit.
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Zeittafel zur Reform

1974 Gründung der »Forschungsgruppe Orthographie« der DDR am 
Zentralinstitut für Sprachwissenschft in Berlin.

1977 Gründung der »Kommission für Rechtschreibfragen« des Instituts für  
Deutsche Sprache in Mannheim.
Entsprechende Kommissionen gibt es in Österreich und in der 
Schweiz bereits seit den fünfziger Jahren.

1980 Vertreter der vier Kommissionen der deutschsprachigen Staaten 
treffen sich zum ersten Mal im Rahmen der Tagung des 
»Internationalen Germanistenverbandes« in Basel.
Gründung eines internationalen Arbeitskreises zur Recht-
schreibreform.
Bis 1991 kommt dieser Arbeitskreis zu weiteren acht Tagungen 
zusammen (1982, 1984, 1986, 1987, 1988, 1989, 1990, 1991). 
Entwürfe der vier Kommissionen bilden die Grundlage für die 
Erarbeitung eines gemeinsamen Neuregelungsvorschlages.
Im Akademie-Verlag Berlin erscheint der Band »Theoretische Pro-
bleme der deutschen Orthographie«, in dem auch erstmals das wieder 
aufgefundene Protokoll der Orthographischen Konferenz von 1901 
veröffentlicht wird.

1981 1. Zwischenergebnis: Veröffentlichung der Neuregelungsvorschläge 
der »Forschungsgruppe Orthographie« der DDR.

1985 2. Zwischenergebnis: Im Schwann-Verlag Düsseldorf erscheint der 
Band »Die Rechtschreibung des Deutschen und ihre Neuregelung«, 
der Vorschläge der Mannheimer Kommission zur Zeichensetzung, 
Groß- und Kleinschreibung, Worttrennung und s-Schreibung enthält.

1986 In Wien findet die erste der nachmals »Wiener Gespräche« genannten 
Konferenzen von Fachbeamten statt. Die DDR ist nur mit einem 
Beobachter vertreten.
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1987 Die Kultusministerkonferenz (KMK) und das Bundesinnenministerium 
erteilen dem Institut für Deutsche Sprache den offiziellen Auftrag, 
gemeinsam mit der Gesellschaft für deutsche Sprache (Wiesbaden) ein 
Regelwerk vorzulegen.

1988 Die Mannheimer Kommission übergibt der KMK einen »Vorschlag 
zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung«.
3. Zwischenergebnis: Im Schwann-Verlag Düsseldorf erscheint der 
Vorschlag der Mannheimer Kommission unter dem Titel »Zur Neu-
regelung der deutschen Rechtschreibung«, der auch eine Stellung-
nahme der Gesellschaft für deutsche Sprache enthält.
Die Vorschläge zur Zeichensetzung und zur Worttrennung sind 
bereits im Internationalen Arbeitskreis abgestimmt.
Ausgelöst durch den Beitrag eines Kommissionsmitgliedes in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung beginnt eine heftige öffentliche 
Diskussion (vgl. Zabel 1989).
Die KMK berät die vorgelegten Entwürfe. Sie gründet eine »Arbeits-
gruppe Rechtschreibreform«, in der Fachbeamte aller Bundesländer 
vertreten sind. Das Bundesinnenministerium ist bei den Sitzungen 
ebenfalls regelmäßig vertreten.

1989 In Bad Homburg tagt die Forschungsgruppe »Geschriebene Sprache« 
und diskutiert die Vorschläge.

1990 2. Wiener Gespräche: Es nehmen Fachbeamte der beiden deutschen 
Staaten, Österreichs, der Schweiz und Liechtensteins sowie aus 
Frankreich, Italien, Luxemburg, Rumänien und Ungarn teil.
Die »Forschungsgruppe Orthographie« der DDR und die Mannheimer 
»Kommission für Rechtschreibfragen« werden vereinigt.

1992 4. Zwischenergebnis: Im Gunter-Narr-Verlag Tübingen erscheint der 
vollständige Neuregelungsvorschlag des Internationalen Arbeits-
kreises unter dem Titel »Deutsche Rechtschreibung. Vorschläge zu 
ihrer Neuregelung«. Der Regelteil enthält drei Varianten zur Groß- 
und Kleinschreibung.
Der Internationale Arbeitskreis verbindet mit dieser Veröffentlichung 
ausdrücklich »das Angebot und die Aufforderung, in eine sachliche 
Diskussion einzutreten«.

1993 Die KMK und das Bundesinnenministerium erbitten von 43 
Verbänden und Institutionen schriftliche Stellungnahmen und laden 
daraufhin zu einem Hearing nach Bonn ein. Die eingegangenen 28 
Stellungnahmen werden gedruckt. 30 Verbände nehmen am Hearing 
teil.
Ähnlich wird in Österreich und in der Schweiz verfahren.
Die Gesellschaft für deutsche Sprache nimmt auf Grund einer 
Mitgliederbefragung zu den Vorschlägen Stellung und entsendet 
einen Vertreter in die Mannheimer Kommission.
Mitglieder des Internationalen Arbeitskreises überarbeiten das 
Regelwerk entsprechend den Wünschen aus Deutschland, Österreich 
und der Schweiz. Es wird eine Wörterliste mit etwa 12 000 Beispielen



89

für wesentliche Stammschreibungen im gegenwärtigen Deutsch 
erarbeitet.

1994 3. Wiener Gespräche (November). Das Regelwerk wird erneut von 
Fachbeamten und Fachwissenschaftlern der deutschsprachigen 
Staaten und aus weiteren interessierten Ländern diskutiert. Nach 
einer Reihe von Änderungen kommt es zur Einigung. Das Ergebnis 
wird auf einer Pressekonferenz mitgeteilt.
Eine »Sprachreport«-Extraausgabe stellt die Neuregelung zusammen-
fassend dar (und erfährt bis 1999 mehrere Ausgaben und zahlreiche 
Nachdrucke in Millionenhöhe). Andere Darstellungen, u.a. im Duden-
verlag folgen.

1995 Nach der Endredaktion durch eine kleine Gruppe von Fachbeamten 
und Wissenschaftlern wird das Regelwerk, bestehend aus Regelteil 
und Wörterverzeichnis, an alle Teilnehmerstaaten geschickt.
5. Zwischenergebnis: Im Gunter-Narr-Verlag Tübingen erscheint der 
Band »Deutsche Rechtschreibung. Regeln und Wörterverzeichnis. 
Vorlage für die amtliche Regelung«.
In einem »Spiegel«-Interview erhebt der bayerische Kultusminister 
Zehetmair Einwände, die durch eine Amtschefskonferenz der KMK 
behoben werden. Nach der Behandlung des Themas Rechtschreib-
reform durch die Ministerpräsidenten bei ihrem Treffen in Kiel 
beschließt die KMK am 1. Dezember die Einführung der neuen 
Rechtschreibung zum 1.8.1998 und eine Übergangszeit bis 30.7.2005. 
Begleitet werden diese Vorgänge durch eine starke öffentliche 
Diskussion.

1996 Das Bundeskabinett nimmt die Neuregelung zustimmend zur Kenntnis. 
Im März stimmen die Ministerpräsidenten, im April der Bundes-
innenminister zu.
Im Juni nimmt das Bundesverfassungsgericht eine Verfassungs-
beschwerde nicht an, die mit dem Antrag auf eine einstweilige Ver-
fügung verknüpft ist. Am 1. Juli wird in Wien eine »Gemeinsame 
Absichtserklärung zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung« 
unterzeichnet. Neben den Vertretern Deutschlands, Österreichs, der 
Schweiz und Liechtensteins unterzeichnen auch Minister bzw. 
Beauftragte aus Belgien, Italien, Rumänien und Ungarn.
Endergebnis: Die Bekanntmachung der Gemeinsamen Absichts-
erklärung zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung (Wiener 
Absichtserklärung) erfolgt im Bundesanzeiger Nr. 205a vom 31. 
Oktober 1996. Sie enthält das gesamte Regelwerk einschließlich 
seines Wörterverzeichnisses.
Im Vorgriff auf die neue Regelung wird in der Mehrzahl der Schulen 
Deutschlands, der Schweiz und Österreichs schon im Schuljahr 
1996/97 begonnen nach den neuen Regeln zu unterrichten.

1997 Im März nimmt die Zwischenstaatliche Kommission für deutsche 
Rechtschreibung ihre Arbeit auf. Sie hat ihren Sitz am Institut für  
Deutsche Sprache in Mannheim.
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Gegner der Neuregelung beschäftigen die deutschen Gerichte mit 
Klagen gegen die »Reform·. Bis zum März 1998 liegen 30, sich 
größtenteils widersprechende Gerichtsentscheidungen vor. In Nieder-
sachsen wird die vorgezogene Einführung der neuen Regeln vorläufig 
gestoppt. Im Bundestag führt eine Initiative dazu, dass die 
Bundesbehörden die neue Schreibung vorerst noch nicht einführen.

1998 Im Januar lädt die Zwischenstaatliche Kommission Vertreter von 
Verbänden und Institutionen nach Mannheim zu einer Aussprache 
Uber den als Entwurf zuvor versandten ersten Bericht der Kommission 
ein.
Die Kultusminister nehmen den Bericht, der Vorschläge enthält, die 
zu einer größeren Akzeptanz der Neuregelung führen sollen, lediglich 
zur Kenntnis .Nach der öffentlichen Anhörung im Mai verkündet das 
Bundesverfassungsgericht am 14. Juli sein einstimmig gefälltes Urteil 
und schafft damit Rechtssicherheit für die Einführung der Neu-
regelung.
Am 1. August tritt die Neuregelung in Kraft und wird nun an allen 
Schulen Deutschlands, Österreichs, der Schweiz und Liechtensteins 
unterrichtet. In der Mehrzahl der deutschen Bundesländer gilt die 
neue Schreibung nunmehr auch für die Behörden.
Der Volksentscheid in Schleswig-Holstein am 27. September führt 
dazu, dass in diesem Bundesland bis auf weiteres wieder die alte 
Rechtschreibung gelehrt wird.

1999 Ab 1. Januar gilt die neue Schreibung auch für die Behörden in 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin und Bremen.
Am 1. August stellen alle deutschsprachigen Nachrichtenagenturen 
und mit ihnen der weitaus größte Teil der Presseorgane auf die neue 
Schreibung um. Auch die Bundesbehörden schließen sich der neuen 
Regelung an.
Immer mehr Unternehmen entscheiden sich für die neue Schreibung.
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